
Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG sei am 
9. September 2006 abgelaufen. Zum Zeitpunkt der Einreichung 
der vorliegenden Klage habe der Beklagte noch immer nicht alle 
notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie erlas
sen oder diese jedenfalls der Kommission nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 226, S. 4. 

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts 
Nürnberg (Deutschland) eingereicht am 6. April 2009 — 
Coty Prestige Lancaster Group GmbH gegen Simex 

Trading AG 

(Rechtssache C-127/09) 

(2009/C 141/55) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Nürnberg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Coty Prestige Lancaster Group GmbH 

Beklagte: Simex Trading AG 

Vorlagefrage 

Liegt ein Inverkehrbringen im Sinne von Art. 13 Abs. 1 Ver
ordnung (EG) Nr. 40/94 ( 1 ), Art. 7 Richtlinie 89/104/EWG ( 2 ) 
vor, wenn sogenannte Parfümtester ohne Übertragung des Ei
gentums an vertraglich gebundene Zwischenhändler mit dem 
Verbot des Verkaufs überlassen werden, damit diese ihren po
tentiellen Kunden den Verbrauch des Inhalts der Ware zu Test
zwecken gestatten können, wobei die Ware mit einem Hinweis 
auf ihren Unverkäuflichkeit versehen ist, vertraglich jederzeit ein 
Rückruf der Ware durch den Hersteller/Markeninhaber möglich 
bleibt, und sich die Aufmachung der Ware von der sonst üb
licherweise vom Hersteller/Markeninhaber in den Verkehr ge
brachten Ware deutlich durch einfachere Aufmachung unter
scheidet? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über 
die Gemeinschaftsmarke; ABl. L 11 vom 14.1.1994, S. 1–36. 

( 2 ) Erste Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken; ABl. L 40 vom 11.2.1989, S. 1–7. 

Vorabentscheidungsersuchen des Areios Pagos 
(Griechenland), eingereicht am 10. April 2009 — 
Organismos Syllogikis Diacheirisis Demiourgon 
Theatrikon kai Optiakoustikon Ergon/DIVANI 
AKROPOLIS Anonymi Xenodocheiaki kai Touristiki 

Etaireia 

(Rechtssache C-136/09) 

(2009/C 141/56) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Areios Pagos (Griechenland) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationskläger: Organismos Syllogikis Diacheirisis Demiourgon 
Theatrikon kai Optiakoustikon Ergon 

Kassationsbeklagte: DIVANI AKROPOLIS Anonymi Xenodo
cheiaki kai Touristiki Etaireia 

Vorlagefrage 

Stellen die bloße Aufstellung von Fernsehapparaten in den Zim
mern des Hotels durch den Hotelier und deren Verbindung mit 
der im Hotel aufgestellten zentralen Antenne, ohne irgendeine 
andere Tätigkeit oder Vermittlung oder Intervention des Hote
liers, eine öffentliche Wiedergabe im Sinne des Art. 3 Abs. 1 der 
Richtlinie 2001/29/EG dar und liegt insbesondere gemäß dem 
Urteil des Gerichtshofs vom 7. Dezember 2006, SGAE (C- 
306/05, Slg. 2006, I-11519), im vorliegenden Fall die Verbrei
tung eines Signals mittels Fernsehgeräten für die in den Zim
mern des Hotels wohnenden Gäste mit einer entsprechenden 
technischen Intervention des Hoteliers vor? 

Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State 
(Niederlande), eingereicht am 15. April 2009 — 1. M. 

Josemans, 2. Bürgermeister von Maastricht 

(Rechtssache C-137/09) 

(2009/C 141/57) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Raad van State (Niederlande) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: 1. MM. Josemans 

2. Burgemeester van Maastricht 

Vorlagefragen 

1. Fällt eine Regelung wie die im Ausgangsverfahren in Rede 
stehende über den Zugang von Gebietsfremden zu Coffee
shops ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des 
EG Vertrags, insbesondere unter den freien Waren- und/oder
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Dienstleistungsverkehr oder unter das Diskriminierungsver
bot des Art. 12 EG in Verbindung mit Art. 18 EG? 

2. Ist, soweit die Bestimmungen des EG Vertrags über den 
freien Waren- und/oder Dienstleistungsverkehr anwendbar 
sind, das Verbot des Zugangs zu Coffeeshops für Gebiets
fremde wie es in Art. 2.3.1.3e Abs. 1 APV in Verbindung 
mit dem Erlass des Bürgermeisters vom 13. Juli 2006 vor
gesehen ist, ein geeignetes und verhältnismäßiges Mittel, um 
den Drogentourismus und die damit einhergehenden Beläs
tigungen zurückzudrängen? 

3. Ist das in Art. 12 EG in Verbindung mit Art. 18 EG nieder
gelegte Verbot der Diskriminierung der Bürger der Union 
aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit auf die Regelung über 
den Zugang von Gebietsfremden zu Coffeeshops anwend
bar, wenn und soweit die Bestimmungen des EG Vertrags 
über den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr nicht 
anwendbar sind? 

4. Falls ja: Ist die dabei getroffene mittelbare Unterscheidung 
zwischen Gebietsansässigen und Gebietsfremden gerechtfer
tigt, und ist das Verbot des Zugangs zu Coffeeshops für 
Gebietsfremde ein geeignetes und verhältnismäßiges Mittel, 
um den Drogentourismus und die damit einhergehenden 
Belästigungen zurückzudrängen? 

Klage, eingereicht am 16. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-139/09) 

(2009/C 141/58) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(Prozessbevollmächtigte: L. de Schietere de Lophem und 
A. Marghelis) 

Beklagter: Königreich Belgien 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/21/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 
2006 über die Bewirtschaftung von Abfällen aus der mine
ralgewinnenden Industrie und zur Änderung der Richtlinie 
2004/35/EG ( 1 ) verstoßen hat, dass es nicht alle Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, 
um dieser Richtlinie nachzukommen, oder sie der Kommis
sion jedenfalls nicht mitgeteilt hat; 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 2006/21/EG sei am 30. 
April 2008 abgelaufen. Zum Zeitpunkt der Erhebung der vor
liegenden Klage habe der Beklagte jedoch noch nicht alle zur 
Umsetzung der Richtlinie erforderlichen Maßnahmen erlassen 
oder sie der Kommission jedenfalls nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 102, S. 15 

Klage, eingereicht am 21. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Großherzogtum Luxemburg 

(Rechtssache C-141/09) 

(2009/C 141/59) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro
zessbevollmächtigte: P. Dejmek und J. Sénéchal) 

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus Art. 19 der Richtlinie 
2005/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 2005 über die Verschmelzung von Kapi
talgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten ( 1 ) versto
ßen hat, dass es nicht alle Rechts- und Verwaltungsvorschrif
ten erlassen hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie, 
insbesondere ihren Art. 1 bis 4, 5 bis 8, 13 sowie ihrem 
Art. 16 und Art. 9 Abs. 2 nachzukommen; 

— dem Großherzogtum Luxemburg die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 2005/56/EG sei am 14. 
Dezember 2007 abgelaufen. Zum Zeitpunkt der Erhebung der 
vorliegenden Klage habe der Beklagte jedoch noch nicht alle zur 
Umsetzung der Richtlinie erforderlichen Maßnahmen erlassen 
oder sie der Kommission jedenfalls nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 310, S. 1 

Klage, eingereicht am 27. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Großherzogtum Luxemburg 

(Rechtssache C-149/09) 

(2009/C 141/60) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro
zessbevollmächtigte: P. Dejmek und J. Sénéchal) 

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/68/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Septem
ber 2006 zur Änderung der Richtlinie 77/91/EWG des Rates
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